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Geſetz⸗-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 12 —— 


(Nr. 2946.) Wahlgeſetz für die zur Vereinbarung der Preußiſchen Staatsverfaſſung zu bee 
rufende Verſammlung. Vom 8. April 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, nach Anhoͤrung Unſerer zum Vereinigten Landtage verſammelten 
getreuen Staͤnde, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


§. 1. 

„Jeder Preuße, welcher das 24ſte Lebensjahr vollendet und nicht den Boll- 

befig der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskraͤftigen richterlichen Erkenntniſſes 

verloren hat, iſt in der Gemeinde, worin er ſeit ſechs Monaten ſeinen Wohnſitz 

oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwaͤhler, in ſofern er nicht aus oͤffent— 
lichen Mitteln Armenunterſtuͤtzung bezieht. 


§. 2. 

Die Urwabler einer jeden Gemeinde wählen auf jede Vollzahl von fuͤnf⸗ 
„ Bevölkerung Einen Wahlmann. Erreicht die Bevoͤlkerung 
einer Gemeinde nicht fuͤnfhundert, uͤberſteigt aber dreihundert Seelen, ſo iſt ſie 
dennoch zur Wahl Eines Wahlmannes berechtigt. Erreicht aber die Bevölke⸗ 
rung einer Gemeinde nicht dreihundert Seelen, ſo wird die Gemeinde durch den 
Landrath mit einer oder mehreren zunächſt angrenzenden Gemeinden zu Einem 
Wahlbezirke vereinigt. 


In Gemeinden von mehr als tauſend Seelen erfolgt die Wahl nach 
Bezirken, welche die Gemeindebehörden in der Art zu begränzen haben, daß in 
einem Bezirke nicht mehr als fuͤnf Wahlmaͤnner zu waͤ len ſind. 


Bewohnte Beſitzungen, welche nicht zu einem Gemeindeverbande gehören 
und nicht wenigſtens 300 Seelen enthalten, werden durch den Landrath behufs 
der Urwahlen der zunaͤchſt gelegenen Stadt- oder Landgemeinde zugewieſen. 
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Sad 
Jeder ift nur in dem Wahlbezirk zum Wahlmann waͤhlbar, worin er 
als Urwaͤhler ſtimmberechtigt ift. 


6. 4. 
Die Wahl der Wahlmaͤnner erfolgt durch Stimmzettel nach abſoluter 
Stimmenmehrheit der Erſchienenen. 


$. 3. 
Jeder Preuße, der das 30fte Lebensjahr vollendet und den Vollbeſitz 
der buͤrgerlichen Rechte nicht verwirkt hat (F. 1.), ift im ganzen Bereiche des 
Staats zum Abgeordneten waͤhlbar. 


H. 6. 


Fuͤr jeden landraͤthlichen Kreis, ſo wie fuͤr jede Stadt, welche zu kei⸗ 
nem landraͤthlichen Kreiſe gehört, foll Ein Abgeordneter und Ein Stellvertre⸗ 
ter gewählt werden. — Erreicht die Bevoͤlkerung des Kreiſes oder der Stadt 
ſechszig Tauſend Seelen, ſo werden Zwei Abgeordnete gewaͤhlt, und es tritt 
für jede fernere Vollzahl von vierzig Tauſend Seelen Ein Abgeordneter hinzu, 
ſo daß fuͤr hundert Tauſend Seelen Drei, fuͤr hundertvierzig Tauſend Seelen 
Vier Abgeordnete u. ſ. w. gewaͤhlt werden. 


3 
Die Zahl der Bevoͤlkerung beſtimmt ſich überall nach der im Jahre 1846 
ſtattgehabten amtlichen Zählung. 


$. 8. 


In den Städten werden die Urwahlen der Wahlmaͤnner durch Beauf⸗ 
tragte des Magiſtrats, und da, wo kein Magiſtratskollegium beſteht, des Buͤr⸗ 
germeiſters geleitet. 


Ueber die Leitung der Urwahlen auf dem Lande wird mit Ruͤckſicht auf 
die beſtehende Verſchiedenartigkeit der laͤndlichen Gemeindeeinrichtungen Unſer 
Staatsminiſterium das Erforderliche in dem uͤber die Ausführung des Wahl⸗ 
geſetzes zu erlaſſenden Reglement (F. 12.) feftftellen. 

Die Wahlen der Abgeordneten und Stellvertreter werden in den Kreiſen 
durch die Landräthe und in den Staͤdten, welche zu keinem landraͤthlichen Kreiſe 
gehören, durch Beauftragte des Magiſtrats, beziehungsweiſe des Buͤrgermeiſters, 
geleitet. 


$. % 


Die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter erfolgt durch ſelbſtge⸗ 
ſchriebene Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit aller Erſchienenen, und 
zwar bei den Kreiswahlen in dem Hauptorte des Kreiſes. 2 
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Wo mehr als drei Abgeordnete zu waͤhlen ſind, ſoll die Wahl nach 
Bezirken erfolgen, welche die zur Leitung der Wahl berufenen Behoͤrden abzu⸗ 
graͤnzen haben. À 

§. 10. 

Die gewählten Abgeordneten ftimmen in der zu berufenden Verſamm⸗ 
lung nach ihrer eigenen unabhangigen Ueberzeugung, und ſind an Auftraͤge oder 
Inſtruktionen nicht gebunden. 

$. 11. 

Die Pruͤ ung d ichti i : e ; 5 

N fung der Richtigkeit der Wahl iſt Sache der kuͤnftigen Ver 


ö $. 12. 

Die zur Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes ſonſt noch erforderlichen Anord— 
Perd hat Unſer Staats miniſterium in einem zu erlaſſenden Reglement zu 
reffen. 

$. 13. 


Die auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes zuſammentretende Ber- 
ſammlung ift dazu berufen, die künftige Staatsverfaſſung durch Vereinbarung 
mit der Krone feſtzuſtellen und die ſeitherigen reichsſtaͤndiſchen ein bek naz 
mentlich r ihrer Wat die Bewilligung von Steuern und Staatsanleihen fuͤr 
die Dauer ihrer $ erſammlung interimiſtiſch auszuuͤben. 


Urkundlich unt schftei indi i d beigedruck⸗ 
tem Königli cen Jae unserer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigebru 


Gegeben Potsdam, den 8. April 1848. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Camphauſen. Graf v. Schwerin. v. Auerswald. Bornemann. 
v. Arnim. Hanſemann. v. Reyher. 
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